
Gesetzlichkeit in der Tätigkeit des Staatsapparates im Interesse der Arbeiterklasse 
und aller Werktätigen.

Demgegenüber ist die Kontrolle im kapitalistischen Staat darauf gerichtet, das 
System der Ausbeutung zu sichern und vor demokratischen Einflüssen abzuschir­
men und die Klasseninteressen der Bourgeoisie mit Hilfe des Verwaltungsappa­
rates durchzusetzen. Sie ist im wesentlichen eine Polizei-, Finanz- und Gerichts­
kontrolle. Besonders unter den Bedingungen der allgemeinen Krise des Kapitalis­
mus wurde ein weitverzweigtes und bis ins kleinste gehendes System der Kontrolle 
zur Sicherung der Macht der herrschenden Monopole entwickelt. Die Werktätigen 
und ihre Organisationen haben in den kapitalistischen Ländern keinen Einfluß 
auf die staatliche Kontrolle.

Der Klassencharakter der Kontrolle im Imperialismus entspricht dem Klassen­
wesen des bürgerlichen Staates. Die Verflechtung der Macht der Monopole mit der 
Macht des Staates bedingt das Anwachsen der Rolle des imperialistischen Staats­
apparates und den umfassenden bürokratischen Ausbau seiner Lenkungs- und 
Regulierungsfunktionen. Dieser Prozeß führt auch zum Ausbau der Kontroll- 
furiktion in eben diesem Sinne und zielt darauf ab, die Werktätigen von der poli­
tischen Macht, von der demokratischen Mitgestaltung und Kontrolle femzuhalten. 
Damit einher geht die ständige Zurückdrängung der parlamentarischen Kontrolle 
gegenüber dem Staatsapparat. So kommen selbst westdeutsche Politologen zu dem 
Schluß, daß in der BRD von der Kontrolle des Parlaments gegenüber der Regie­
rung nicht die Rede sein kann, da die Regierung dem Parlament zwar „politisch, 
aber nicht rechtlich verantwortlich"9 ist.

Die Kontrolle in der BRD ist ihrem Wesen und ihren Formen nach den mono­
polistischen Herrschaftsinteressen völlig untergeordnet. Sie wird nicht von der 
Gesellschaft im Interesse der Mehrheit, sondern über die Gesellschaft im Interesse 
der Monopole, gegen die Werktätigen ausgeübt. Die damit unverkennbar verfolgte 
Absicht, die Werktätigen von der Mitbestimmung auszuschalten, um ihre ver­
schärfte Ausbeutung und Unterdrückung ungestört weiter betreiben zu können, 
wird von rechtspositivistischen Demokratieauffassungen direkt unterstützt. Sie 
gipfeln in solchen Formulierungen: „Demokratie ist Herrschaft des Volkes durch 
Herrschaft des Rechts."10

Die Einengung der demokratischen Kontrolle auf formale rechtliche Formen ist 
systembedingt und macht die Misere des westdeutschen Kontrollsystems, das für 
die Werktätigen unannehmbar ist, offenkundig. Dieses Kontrollsystem ist gekenn­
zeichnet durch „die Schwerfälligkeit der gerichtlichen Verwaltungskontrolle, das 
Übergewicht der Rechtskontrollen und die Unwirksamkeit der parlamentarischen 
Verwaltungskontrolle" M
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